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UNO-Friedenssicherung
Der 75. Jahrestag der UNO-Friedenssicherung ist ein Grund zum  
Feiern. Die Forschung zeigt, dass UNO-Truppen die Gewalt in Kriegen 
zwischen und innerhalb von Staaten wirksam eindämmen können. 
Trotzdem steht die UNO-Friedenssicherung gegenwärtig vor grossen 
Herausforderungen. 

Von Corinne Bara

Im Jahr 2023 feiert die Welt das 75-jährige 
Bestehen der UNO-Friedenssicherung. Im 
arabisch-israelischen Krieg von 1948 teste-
ten die Vereinten Nationen zum ersten Mal 
die scheinbar abwegige Idee, Soldaten nicht 
zu entsenden, um Krieg zu führen, sondern 
um den Frieden zu erhalten. Die UNO-Or-
ganisation zur Überwachung des Waffen-
stillstands (United Nations Truce Supervision 
Organization, UNTSO) wurde geschaffen, 
um Israel und seine arabischen Nachbar-
staaten bei der Einhaltung eines Waffen-
stillstands zu unterstützen. Die Blauhelme 
sind seitdem zum Symbol für die Arbeit der 
Vereinten Nationen inmitten von Krieg 
und Gewalt geworden. Seit 1948 haben 
mehr als zwei Millionen Männer und Frau-
en in 71  UNO-Missionen gedient, und 
mehr als 4300  Friedenssoldatinnen und 
-soldaten aus 130  Ländern haben im 
Dienste des Friedens ihr Leben gelassen. 

In den letzten zehn  Jahren ist ein breiter 
Konsens darüber entstanden, dass Frie-
denssicherung funktioniert. Dieser Kon-
sens bedeutet eine Abkehr von früheren 
Einschätzungen. Als die Blauhelme Mitte 
der 1990er-Jahre angesichts der Massaker 
in Ruanda und Srebrenica machtlos waren, 
schien die Entsendung von leicht bewaff-
neten Truppen als Antwort auf extrem ge-
waltbereite Kriegspartien tatsächlich uto-
pisch gewesen zu sein. Die Einschätzung 
änderte sich, als die Forschenden zu unter-
suchen begannen, ob (selbst mangelhafte) 
Friedenssicherungseinsätze besser seien als 
gar keine. Sie kamen zum Schluss, dass 
dem so ist. Da die UNO-Friedenssiche-

rung in einer zerstrittenen Welt eine Krise 
durchläuft  – seit 2014 hat es keine neue 
militärische UNO-Mission mehr gege-
ben –, ist es wichtiger denn je, zu verstehen, 
wie UNO-Friedenstruppen seit 75 Jahren 
Leben retten und welchen Herausforde-
rungen sie gegenüberstehen.

Wirksamkeit der Friedenssicherung
UNO-Friedenssicherungseinsätze sind da-
rauf ausgerichtet, den Übergang vom Krieg 
zum Frieden zu unterstützen. Sie unter-
scheiden sich von militärischen Interventi-
onen (wie den NATO-Einsätzen in Bosni-
en und Libyen) dadurch, dass sie 
unparteiisch sind und mit Zustimmung der 

Hauptkonfliktparteien eingesetzt werden. 
Traditionelle Missionen wie die UNTSO 
oder die UNO-Friedenstruppe in Zypern 
(UNFICYP) überwachen Waffenstillstän-
de und halten Pufferzonen zwischen 
Kriegsparteien aufrecht. Moderne multidi-
mensionale Missionen verfolgen anspruchs-
vollere Ziele: Sie setzen sich nicht nur für 
die Eindämmung von Gewalt ein, sondern 
schaffen zudem Bedingungen für einen 
dauerhaften Frieden, indem sie die politi-
schen, wirtschaftlichen und sozialen Insti-
tutionen einer Gesellschaft umgestalten. 
Um diese vielfältigen Aufgaben zu bewälti-
gen, werden die bewaffneten Truppen durch 
Polizeikräfte und ziviles Personal ergänzt. 

UNO-Friedenstruppen der MONUSCO in der Nähe von Goma im Osten der Demokratischen Republik 
Kongo, 7. August 2013. Thomas Mukoya / Reuters
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Wie finden Forschende heraus, ob die Frie-
denssicherung in Anbetracht ihrer vielfälti-
gen Ziele wirksam ist? Sie vergleichen Kon-
flikte mit Friedensmissionen mit ähnlichen 
Konflikten ohne solche Missionen. Statt zu 
fragen, ob alle Ziele der Mission erreicht 
wurden, fragen sie, ob Konflikte, bei denen 
ein Einsatz stattgefunden hat, besser verlau-
fen, als wenn dieser nicht stattgefunden hät-
te. Das ist komplizierter, als es im ersten 
Moment scheint. Erstens kann «besser ver-
laufen» vieles bedeuten: weniger Gewalt, 
kürzere Kriege, längeren Frieden oder besse-
re Lebensbedingungen, um nur einige Ver-
gleichs-Kriterien zu nennen. Zweitens sind 
wirklich vergleichbare Fälle mit und ohne 
Friedensmissionen schwer zu finden, da die 
UNO-Truppen in der Regel dorthin ent-
sandt werden, wo sie am meisten gebraucht 
werden. Die dritte Schwierigkeit besteht da-
rin, die Wirkung von Friedenssicherung von 
anderen gleichzeitig stattfindenden Aktivi-
täten wie Mediation, Entwicklungshilfe 
oder Sanktionen abzugrenzen. Um diese 
Herausforderungen zu bewältigen, nutzt die 
Forschung neueste Erkenntnisse aus der 
Datenwissenschaft und modernste Statis-
tikmodelle in Kombination mit der Feldfor-
schung in Kriegsgebieten.

Insgesamt zeigen diese Untersuchungen, 
dass UNO-Friedenseinsätze Gewalt in 
Kriegen eindämmen können. Wenn die 
Missionen genügend Truppen aufstellen 
können, kommen weniger Soldatinnen und 
Soldaten der Konfliktparteien ums Leben, 
und es werden weniger Zivilpersonen im 
Kreuzfeuer oder durch gezielte Angriffe ge-
tötet. Friedenstruppen können auch die 
Ausbreitung von Gewalt innerhalb eines 
Landes und über Grenzen verhindern. 
Ebenfalls gibt es Belege dafür, dass Kriege 
durch Friedenssicherung schneller enden. 
Wenn sie denn einmal beendet sind, ist es 
zudem sehr viel unwahrscheinlicher, dass 
sie in Zukunft wieder aufflammen, wenn 
eine Friedensmission aktiv ist oder war.

UNO-Friedenstruppen retten also Leben, 
so die bisherige Forschung. Aber wie? Blau-
helmsoldatinnen und Soldaten nehmen 
zwar an Kämpfen teil, aber in der Regel zur 
eigenen Verteidigung und zur Verteidigung 
der bedrohten Zivilbevölkerung. Friedenssi-
cherung funktioniert nicht durch militäri-
sche Überlegenheit. Stattdessen wirkt die 
Anwesenheit von Friedenstruppen als Ab-
schreckung und verursacht Kosten für po-
tenzielle Angreifer. Die Aktivitäten der 
Friedenstruppen zur Überwachung und Be-
richterstattung erschweren Überraschungs-
angriffe und schränken die Verbreitung von 
Fehlinformationen ein, die Konflikte 

eskalieren lassen könnten. Militärische Ma-
növer sind schwieriger, wenn die Frie-
denstruppen intervenieren. Ausserdem wer-
den Gewalttaten bei der Anwesenheit von 
Friedenstruppen eher publik und können 
zur Rufschädigung führen, was wiederum 
den Verlust der Unterstützung durch wich-
tige Verbündete zur Folge haben kann. 

Das funktioniert nicht immer gleich gut. 
Die positiven Forschungsergebnisse zur 
Friedenssicherung  basieren auf durch-
schnittlichen statistischen Effekten über 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Missi-
onen hinweg. Friedensmissionen können 
auch negative Folgen haben. Einige sind 
auf ein klares Versagen und auf Fehlverhal-
ten zurückzuführen, während andere 
schwer zu vermeiden sind, nicht aber auf 
schlechten Absichten fussen. Die erste Ka-
tegorie umfasst zum Beispiel sexuellen 
Missbrauch und Ausbeutung durch Mit-
glieder der Friedenstruppen, ein Vergehen 
an den Menschen, deren Schutz die Blau-
helme hätten gewährleisten sollen. Die 

Anzahl Vorfälle geht in die Tausende und 
betrifft mehrere Missionen. Die zweite Ka-
tegorie umfasst Phänomene wie etwa die 
«Friedenssicherungswirtschaft», das heisst 
lokale wirtschaftliche Verzerrungen des 
Wettbewerbs. Diese entstehen, da die Mis-
sionen eine Nachfrage nach Arbeitskräften 
und Ressourcen schaffen, die nach dem 
Abzug der Truppen schnell abnimmt. 

Eine Welt im Wandel
Friedenssicherung war schon immer das, 
was die Staaten daraus gemacht haben. 
Während des Kalten Krieges einigten sich 
die fünf ständigen Mitglieder (permanent 
five, P5) des UNO-Sicherheitsrats, die ein 
Vetorecht haben, nur selten auf friedenser-
haltende Massnahmen. Die wenigen Mis-
sionen, die gestartet wurden, hatten traditi-
onelle Interventions- und Überwachungs-
aufgaben. Unmittelbar nach Ende des 
Kalten Krieges entsandten die Vereinten 
Nationen mehr Missionen als je zuvor (sie-
he Grafik auf S. 2), doch obwohl diese in 
einigen der brutalsten Kriege agieren 

Friedenssicherung im Wandel der Zeit
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mussten, fehlte es den meisten Missionen 
an einem entsprechenden Mandat oder an 
Ressourcen, um Gräueltaten zu verhindern. 
Mit der Jahrtausendwende gewannen das 
Konzept der Schutzverantwortung (Res-
ponsibility to Protect, R2P) und der Krieg 
gegen den Terrorismus an Bedeutung, was 
zu umfangreicheren Missionen führte, die 
zuweilen mit einer starken militärischen 
Präsenz einhergingen. Beispiele hierfür 
sind die Stabilisierungsmissionen in der 
Zentralafrikanischen Republik (MINUS-
CA) und in Mali (MINUSMA), die proak-
tiv militärische Gewalt einsetzen können, 
um gegen Angreifer vorzugehen, bevor die-
se die Mission angreifen oder Zivilperso-
nen zu Schaden kommen.  

Seitdem scheint die UNO-Friedenssiche-
rung wieder an dem Punkt angekommen, 
an dem sie begonnen hatte. Die Rivalität der 
Grossmächte schränkt die Fähigkeit des 
UNO-Sicherheitsrats, den internationalen 
Frieden und die Sicherheit zu wahren, er-
neut ein. Die Beziehungen zwischen Russ-
land und dem Westen verschlechterten sich 
mit der Annexion der Krim im Jahr 2014 
rapide und erreichten mit dem Einmarsch 
Russlands in die Ukraine 2022 einen neuen 
Tiefpunkt. Neben Russland treten auch 
China und aufstrebende Regionalmächte 
zunehmend energischer auf und wehren 
sich gegen Mandate, die sich mit Men-
schenrechten, Geschlechterfragen, der Zi-
vilgesellschaft und ähnlichen Initiativen be-
fassen. Diese werden als Eingriff in die 
Souveränität des Gastlands und als Förde-
rung westlich-liberaler Werte aufgefasst. 

Da Russland im UNO-Sicherheitsrat das 
Vetorecht hat, ist eine Einigung über neue 
Missionen schwierig, obwohl der Rat die 
Mandate bestehender Missionen bisher 
grösstenteils verlängert hat. Infolgedessen 
wurde seit 2014 kein neuer Friedenseinsatz 
mit bewaffneten Truppen gestartet, und 
während die Vereinten Nationen in ihren 
besten Zeiten weltweit über 100 000 Perso-
nen im Einsatz hatten, ist diese Zahl auf das 
fast tiefste Niveau der letzten zwanzig Jahre 
gesunken (siehe Grafik auf S. 2). Mit dem 
bevorstehenden Abzug der 13 000 Personen 
zählenden MINUSMA, einer der grössten 
UNO-Missionen, wird sie weiter sinken. Die 
MINUSMA wurde von der malischen Re-
gierung ausgewiesen, auch weil die Vereinten 
Nationen die Militärjunta wegen Massakern 
in Zusammenarbeit mit russischen Wagner-
Söldnern angeprangert hatten. 

Neben geopolitischen Machtverschiebun-
gen haben auch illiberale Tendenzen in den 
Regierungen weltweit Druck auf das Budget 

zur Friedenssicherung der Vereinten Natio-
nen ausgeübt. Dies gilt auch für die westli-
chen P5. So hat die Trump-Regierung bei-
spielsweise die finanziellen Beiträge der 
USA zur Friedenssicherung deutlich redu-
ziert. Eine permanente Herausforderung ist 
zudem die ungleichmässig verteilte perso-
nelle Lastenteilung. Heute steuert der «Glo-
bale Süden» die meisten Truppen zur Frie-
denssicherung bei. Doch während das Per-
sonal dieser Länder für die Friedenssicherung 
der Vereinten Nationen unverzichtbar ist, 
weisen viele dieser Staaten selbst eine prob-
lematische Menschenrechtslage auf. Eine 
weitere Herausforderung ist es, genügend 
Polizeikräfte für UNO-Einsätze zu gewin-
nen, da diese immer auch im eigenen Land 
gebraucht werden, selbst in Friedenszeiten

Schliesslich müssen die Vereinten Nationen 
die drei Grundprinzipien der Friedenssiche-
rung – Zustimmung der Hauptkonfliktpar-
teien, Unparteilichkeit und Anwendung von 
Gewalt nur zur Selbstverteidigung oder zur 
Verteidigung des Mandats  – mit der sich 
wandelnden Natur der Konflikte in Ein-
klang bringen. Die heutigen Konflikte un-
terscheiden sich von Konflikten der Zeit, als 
diese Grundsätze verabschiedet wurden. Die 
Zustimmung der Hauptparteien setzt zum 
Beispiel voraus, dass die Parteien klar defi-
niert und offen für Gespräche sind, welche 
die Grundlage für ihre Zustimmung zur 

Friedenssicherung bilden. Die fragmentierte 
Landschaft moderner Konflikte, an denen 
eine Vielzahl bewaffneter Gruppen mit un-
terschiedlichen Zielen beteiligt ist, hat die 
Anwendung dieses Grundsatzes erschwert. 
Infolgedessen ist das Prinzip der Zustim-
mung heute oft auf die Zustimmung des 
Gastlands reduziert. Dies hat zur Kritik ge-
führt, dass die Vereinten Nationen staatszen-
triert sind, autoritäres Regimes unterstützen 
und Menschenrechtsverletzungen von Re-
gierungen aus Angst vor dem Verlust der 
Zustimmung kleinreden – eine Befürchtung, 
die angesichts der jüngsten Ausweisung der 
MINUSMA aus Mali nicht unbegründet ist. 

Einvernehmliches Handeln ist jedoch nicht 
nur eine idealistische Haltung, sondern 
entscheidend für die Sicherheit der Frie-
denstruppen und für deren Fähigkeit zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben. Ohne Zustim-
mung werden bewaffnete Akteure die Frie-
denstruppen behindern, einschüchtern und 
im schlimmsten Fall Gewalt gegen sie an-
wenden. Das Gleiche gilt für die beiden an-
deren Grundsätze. Übermässige Gewaltan-
wendung oder mangelnde Unparteilichkeit 
von UNO-Friedenstruppen sind nicht des-
halb problematisch, weil sie gegen die vor 
75 Jahren aufgestellten Grundsätze verstos-
sen – sie sind ein Problem, weil sie die Frie-
denstruppen selbst und die Menschen, die 
sie schützen sollen, in Gefahr bringen.

Org. Mission1 Personal

UNO UNTSO, Naher Osten 1 Missionsleiter; 12 Armeeangehörige (BeobachterInnen, 
StabsoffizierInnen)

UNO MINUSMA, Mali 5 Armeeangehörige (StabsoffizierInnen, Minenräumungs-
spezialistInnen und AufklärungsexpertInnen)
1 Polizeikraft2

UNO MONUSCO, Demokratische 
Republik Kongo

5 Armeeangehörige (MinenräumungsspezialistInnen)
2 Polizeikräfte

UNO UNMISS, Südsudan 4 Armeeangehörige (1 StabsoffizierIn, 3 Minenräumungs-
spezialistInnen); 1 Polizeikraft

UNO UNMOGIP, Kaschmir 2 Armeeangehörige (BeobachterInnen)

UNO MINURSO, Westsahara 1 Armeeangehörige(r) (BeobachterIn)

NATO KFOR, Kosovo 181 Armeeangehörige, bewaffnet

EU EUFOR-ALTHEA,  
Bosnien-Herzegowina

26 Armeeangehörige, bewaffnet

Neutrale Überwachungs-
kommission, Korea (Nord-Süd)

5 Armeeangehörige (einschliesslich Missionsleitung)

Stand der Daten: September 2023, genaue Zahlen schwanken.
1  Beinhaltet nur Friedensmissionen mit uniformiertem Personal. 
2  Mit bis zu sechs PolizistInnen war MINUSMA bis im Frühjahr 2023 die Mission mit dem grössten 

Schweizer Polizeikontingent. 
Quellen: VBS/SWISSINT (Militär); EDA (Polizei)

Schweizer Freidenseinsätze
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Die Rolle der Schweiz
Für die Schweiz fällt der 75.  Jahrestag der 
UNO-Friedenssicherung mit der ersten 
Mitgliedschaft des Landes im UNO-Si-
cherheitsrat zusammen. Die allererste 
UNO-Mission, UNTSO, ist übrigens auch 
die erste, die von einem Schweizer Offizier 
geleitet wird: von Divisionär Patrick Gauch-
at, der dieses Amt seit 2021 innehat.

Rein zahlenmässig ist die Schweiz kein 
gros ser Akteur in der UNO-Friedenssiche-
rung. Die Schweiz verfügt derzeit über rund 
35  Militär- und Polizeiexpertinnen und 
-experten in sechs verschiedenen Friedens-
missionen unter UNO-Führung (siehe Ta-
belle auf S. 3). Diese sind alle unbewaffnet – 
Blaumützen statt Blauhelme. Die grössten 
Truppenbeiträge der Schweiz sind in der 
von der NATO geführten Kosovo-Truppe 
(Kosovo Force, KFOR) und in einem von der 
EU geführten Einsatz in Bosnien-Herze-
gowina. Anders als die Schweizer UNO-
Expertinnen und -Experten im Einsatz sind 
die Kontingente im Kosovo und in Bosnien 
zum Selbstschutz bewaffnet.

Die Schweiz ist nicht die einzige Nation, die 
nur einen kleinen Personalbeitrag zur 
UNO-Friedenssicherung leistet. Forschen-
de sehen sogenannte «token contributions», 
also symbolische Truppenstellungen mit 
wenigen Personen pro Mission, als eine be-
sondere Form der Beteiligung an der UNO-
Friedenssicherung, wenn grössere Kontin-
gente nicht möglich oder erwünscht sind. 
Im Fall der Schweiz ist die Begrenzung in 
erster Linie rechtlicher Natur: Das Schwei-
zerische Militärgesetz verbietet den Einsatz 
bewaffneter Truppen ohne die Zustimmung 
der Bundesversammlung. Ein Versuch, dies 
zu ändern (das sogenannte «Blauhelmge-
setz»), wurde 1994 in einer Volksabstim-
mung abgelehnt. Innerhalb dieser Grenzen 
versucht die Schweiz, ihren Beitrag zu leis-
ten, indem sie Nischenkompetenz zur Ver-
fügung stellt, zum Beispiel im Bereich der 
humanitären Minenräumung, mit erfahre-
nen Stabsoffizieren oder mit Fachwissen im 
Bereich der Sicherheitssektorreform (SSR). 

Neutralität an sich ist kein Hindernis für 
die Beteiligung an der UNO-Friedenssi-
cherung. Andere neutrale (oder ehemals 
neutrale) Staaten wie Finnland, Irland, Ös-
terreich oder Schweden haben sich mit be-

waffneten Kontingenten beteiligt. Für die 
Schweiz wären bewaffnete Friedenstrup-
pen gerade deshalb mit dem Neutralitäts-
recht vereinbar, weil die UNO-Missionen 
auf den drei Grundsätzen Zustimmung, 
Unparteilichkeit und Nichtanwendung 
von Gewalt beruhen. Diese Grundsätze 
spiegeln die Grundprinzipien der schwei-
zerischen Neutralitäts- und Verteidigungs-
politik in der Tat sehr gut wider.

Die Schweiz arbeitet derzeit daran, ihre 
Rolle in der UNO-Friedenssicherung zu 
stärken. Im Jahr 2020 hat der Bundesrat das 
Departement für Verteidigung, Bevölke-
rungsschutz und Sport (VBS) sowie das 
Departement für auswärtige Angelegen-
heiten (EDA) damit beauftragt, mehrere 
Massnahmen in diesem Sinne umzusetzen. 
Die Schweiz hat der UNO inzwischen drei 
Einheiten in Kompaniegrösse für mögliche 
künftige UNO-Einsätze angeboten. Dieses 
Angebot ist unverbindlich, und die Ent-
scheidung über die Entsendung bedarf wie 
stets der Zustimmung des Parlaments, 
wenn ein Einsatz mehr als hundert Solda-
tinnen und Soldaten umfasst oder länger als 
drei  Wochen dauert. Als Beitrag ans Ziel 
der UNO, die Beteiligung von Frauen in 
der Friedenssicherung zu erhöhen, hat die 
Schweiz zudem einen neuen Karriereweg 
eingeführt. Dieser ermöglicht es Frauen, 
die keine Rekrutenschule absolviert haben, 
nach einer zwölfwöchigen militärischen 
Ausbildung in der KFOR zu dienen und 
danach der Milizarmee beizutreten.

Ausblick
In den vergangenen 75  Jahren sind die 
UNO-Blauhelme und -mützen zu einem 
international anerkannten Symbol für den 
Schutz von Menschen vor Krieg und Ge-
walt über die Landesgrenzen hinaus gewor-
den. Trotz der gewaltigen Herausforderun-
gen, mit denen die UNO-Friedenssicherung 
derzeit konfrontiert ist, ist es unwahr-
scheinlich, dass sie verschwinden wird. 

Erstens haben die Vereinten Nationen im-
mer noch mehr uniformiertes Personal vor 
Ort als alle anderen Akteure der Friedens-
sicherung zusammen. Zweitens hat die 
UNO-Friedenssicherung schon früher 
Krisen überstanden, wie der massive Perso-
nalabbau nach den Misserfolgen in den 
1990er-Jahren zeigt (siehe Grafik auf S. 2). 

Selbst auf dem Höhepunkt des Kalten 
Krieges fanden die Supermächte einen 
Konsens für einige Einsätze, wie die UNO-
Übergangstruppe (UNIFIL) im Jahr 1978 
zur Bestätigung des israelischen Rückzugs 
aus dem Libanon. Der UNO-Sicherheits-
rat ist sich zudem auch heute, trotz grosser 
Differenzen, nicht immer uneinig. Im Jahr 
2023 nahm er einstimmig Resolutionen an, 
in denen er die Diskriminierung von Frau-
en durch die Taliban verurteilte, die grenz-
überschreitende humanitäre Hilfe für Syri-
en verlängerte, und zum ersten Mal in 
seiner Geschichte Antisemitismus anpran-
gerte, um nur einige Beispiele zu nennen. 

Kurzfristig werden sich die Vereinten Nati-
onen anpassen müssen, um ihrer Rolle bei 
der Wiederherstellung und Erhaltung des 
Friedens gerecht zu werden. Sie tun das be-
reits, indem sie beispielsweise politischen 
Missionen Vorrang geben. Dabei handelt es 
sich um kleine Missionen, die zu politi-
schen Lösungen und zur zivilen Friedens-
förderung beitragen. Sie erfordern weniger 
Personal, agieren zurückhaltender und sind 
kostengünstiger, sodass es einfacher ist, eine 
Zustimmung zu diesen Missionen zu erhal-
ten. Die Vereinten Nationen betonen auch 
die Bedeutung einer partnerschaftlichen 
Friedenssicherung mit regionalen Organi-
sationen (wie der Afrikanischen Union) 
oder mit ad hoc Koalitionen von Staaten. 
Während partnerschaftliche Friedenssiche-
rung in der Regel bedeutet, dass UNO- und 
Nicht-UNO-Missionen gemeinsam oder 
nacheinander eingesetzt werden und die 
Friedenssicherung nicht einfach an andere 
delegiert wird, könnte die Delegation in den 
kommenden Jahren zur Realität werden. 
Die Missionen regionaler Organisationen 
und von ad hoc Koalitionen sind jedoch 
eher militärisch ausgerichtet, während die 
Stärke der Vereinten Nationen in ihrem 
multidimensionalen Ansatz zur Friedens-
förderung liegt. In diesem Sinne kann die 
UNO-Friedenssicherung nicht einfach er-
setzt und ausgelagert werden.

Corinne Bara ist Senior Researcher am Center for 
Security Studies (CSS) der ETH Zürich.

Für mehr zu Mediation und Friedensförderung, 
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